
 

Neunzehnter  

Zusammenfassender  Bericht  

2009  

  



 

II  Neunzehnter Zusammenfassender Bericht 

 

Impressum  

Herausgeber: Prof. Dr. Manfred Eibelshäuser 

Präsident des Hessischen Rechnungshofs 

 Überörtliche Prüfung kommunaler Körperschaften   

Eschollbrücker Straße 27  

64295 Darmstadt 

 uepkk@rechnungshof.hessen.de 

www.rechnungshof-hessen.de 

Satz: Eigensatz 

Druck: Betz-Druck GmbH,  

Röntgenstraße 30, 64291 Darmstadt 

Auslieferung:  Der Präsident des Hessischen Rechnungshofs  

 Überörtliche Prüfung kommunaler Körperschaften  

 und 

 Kanzlei des Hessischen Landtags, 
Postfach 3240, 65022 Wiesbaden 

Auflage: 1.400 

Landtagsdrucksache 18/939 



 

Neunzehnter Zusammenfassender Bericht III  

 

 Vorwort   

Mit dem Neunzehnten Zusammenfassenden Bericht der Überörtlichen Prüfung in Hessen wer-
den Feststellungen von allgemeiner Bedeutung aus sieben Prüfungen vorgestellt. An diesen 

Prüfungen waren insgesamt 104 kommunale Körperschaften beteiligt. 

Gegenstand der Haushaltsstrukturprüfungen waren 25 kleinere und 25 mittlere Städte und Ge-
meinden. Im Mittelpunkt stand die Frage, ob die Haushalte der Körperschaften im Prüfungszeit-

raum stabil oder instabil waren. Zu bedenken ist, dass sich die Finanzmarkt- und Wirtschaftskri-
se im Jahr 2008 noch nicht spürbar in den kommunalen Haushalten ausgewirkt hat. Die Über-

örtliche Prüfung untersuchte ferner den Umstellungsprozess der kommunalen Haushaltswirt-

schaft von der Kameralistik auf die Doppik. Die Einführung der doppelten Buchführung stellte 
die Kommunen vor große Herausforderungen. Die Erkenntnisse sind nicht allein den geprüften 

Körperschaften von Nutzen, sondern allen hessischen Kommunen.  

In der Haushaltsstrukturprüfung d es Planungsverbands Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main 

entwickelte die Überörtliche Prüfung zwei Szenarien, die sich aus der Befristung des Planungs-
verbandsgesetzes bis zum 31. Dezember 2011 ableiten. Eines für den Fortbestand der Behörde 

und ein zweites für die Auflösung der Behörde. Hintergrund war, dass die gesetzgeberische 

Entscheidung, das Planungsverbandsgesetz zu befristen, nicht ernst genommen wurde. 

Alle Haushaltsstrukturprüfungen zeigen, dass zunehmend wirtschaftliche Fragestellungen kom-

munale Entscheidungen beeinflussen. Dies ist unmittelbare Folge der Ausrichtung der Haus-
haltswirtschaft auf die Doppik. Mit den genaueren Zahlen der Doppik können Entscheidungen 

getroffen werden, die auch die finanzielle Lastenverteilung auf die kommenden Generationen 

berücksichtigen. 

Gegenstand der 4 Fachprüfungen waren weitere 53 kommunale Körperschaften, davon 32 Städ-

te und Gemeinden, 6 Landkreise sowie 15 Zweckverbände. Die Prüfungsthemen waren mannig-
faltig: Die Prüfung der Betätigung der Landkre ise bei Verkehrsunternehmen verdeutlicht, dass 

der organisatorische Zuschnitt, das Leistungsangebot und die steuerrechtliche Ausgestaltung 
Einfluss auf die Finanzierung des ÖPNV haben. Bei der Untersuchung der Gebühren und Beiträ-

ge stellte die Überörtliche Prüfung mit Hilfe geeigneter Kennzahlen Erfolgsmodelle und deren 

Erfolgsfaktoren für sechs Gebühren- und Beitragsarten auf. Zu den Erkenntnissen der Prüfung 
ausgewählter Kurparks zählt, dass eine fachgerechte Pflege auch bei geringem finanziellem 

Spielraum möglich ist. Die Prüfung der Abfallzweckverbände zeigte, dass die Entsorgung mittel- 
bis langfristig gewährleistet und eine ordnungsgemäße Deponienachsorge durch ein lückenloses 

Überwachungsregelwerk und -system gesichert erscheint.  

Mein Dank gilt den mit der Prüfung beauftragten Gesellschaften, den geprüften Körperschaften, 
aber auch meiner Abteilung Ă¦berºrtliche Pr¿fung kommunaler Kºrperschaftenñ. Sie alle trugen 

zum Gelingen der Prüfungen und dieses Berichts bei. 

 

Darmstadt, im Oktober 2009 

 

 

 

 

 

 Prof. Dr. Manfred Eibelshäuser 

 Präsident des Hessischen Rechnungshofs 
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Redaktioneller Hinweis 

Im Allgemeinen wurde für die Darstellung der Tabellen und Zahlen das Tabellen-

kalkulationsprogramm MS-Excel verwendet. Dabei sind die Beträge ohne Rück-

sicht auf die Endsumme gerundet worden. Das Ergebnis der Summen einzelner 

Zahlen kann deshalb geringfügig von der Endsumme abweichen. 
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1.  Prüfungsergebnisse und Leitsätze  

1.1 Einhundertneunzehnte Vergleichende Pr¿fung ĂAbfallzweckverbªndeñ bei 
15 Zweckverbänden 

 

Die Feststellungen von allgemeiner Bedeutung finden sich in Textziffer 6 ab Seite 34. 

 

Leitsätze: 

Abfallzweckverbände dienen der sachgerechten und wirtschaftlichen Wahrnehmung 

der kommunalen Aufgaben in der Abfallentsorgung. 

Die ordnungsgemäße Abfallentsorgung im Einzugsbereich der Abfallzweckverbände ist 
aus technischer Sicht gewährleistet. Die Entsorgungsanlagen entsprechen dem Stand 

der Technik. 

Den Abfallzweckverbänden ist die Umsetzung der Abfallablagerungsverordnung ge-

lungen. Die Deponien gehen Zug um Zug in die Stilllegungs- und Nachsorgephase 
über. Die Deponienachsorge ist technisch, organisatorisch und finanziell gesichert. 

Die Abfallsammlung und der Abfalltransport können mit den gleichen Kosten in Eigen-

regie ausgeführt werden wie durch externe Entsorgungsbetriebe. Die Kosten werden 
jedoch durch die Struktur des Entsorgungsgebiets beeinflusst. 

Die Kosten für Abfallverwertung und -beseitigung können durch eine Verringerung der 
Restabfallquote gesenkt werden. 

Fünf Verbände hatten operative Aufgaben ohne Ausschreibung an Gesellschaften, an 

denen sie - oder ihre Mitglieder - beteiligt waren, übertragen.  

 

 





Prüfungsergebnisse und Leitsätze 

Neunzehnter Zusammenfassender Bericht 3 

1.2 Einhundertvierundzwanzigste Vergleichende Pr¿fung ĂHaushaltsstruktur 
2008: Kleine Stªdteñ bei 25 Stªdten und Gemeinden 

 

Die Feststellungen von allgemeiner Bedeutung finden sich in Textziffer 7 ab Seite 54. 

 

Leitsätze: 

Im Jahr 2007 schlossen von den 25 in die Prüfung einbezogenen Gemeinden 21 mit 
einem kameral ausgeglichenen Haushalt ab. 15 Gemeinden hatten einen stabilen 

Haushalt. In der zusammengefassten Bewertung der Haushaltsstabilität im Prüfungs-
zeitraum hatten 4 Gemeinden einen stabilen oder insgesamt stabilen Haushalt. 

Die demografische Entwicklung wirkt sich auf die Einnahmen der Gemeinden aus. 

Rückläufige Bevölkerungszahlen führen bei kleinen Gemeinden zu überproportionalen 
Einnahmeminderungen. 

HGO, GemHVO-Doppik und Verwaltungsvorschriften enthalten teils widersprüchliche 
Regelungen zu Ansatz und Bewertung von Bilanzposten. Die Gemeinden machen diese 

Regelungsunschärfe dafür verantwortlich, dass Unsicherheit bei der Erstellung der 

Eröffnungsbilanz herrschte.  

Die Gemeinden nutzten die in der GemHVO-Doppik und den Verwaltungsvorschriften 

enthaltenen Wahlrechte bei dem Ansatz und der Bewertung von Bilanzposten.  

Die Eröffnungsbilanz ist wegen des Bilanzzusammenhangs die Grundlage für spätere 

Jahresabschlüsse. Die darin enthaltenen Wertansätze wirken sich auf die Darstellung 
der Vermögenslage aus. 

Die uneinheitliche Praxis der Gemeinden bei der Bewertung ausgewählter Vermögens-

gegenstände beeinflusst die interkommunale Vergleichbarkeit: 

 Grundstücke sowie Gebäude: Die Bewertung von Grundstücken orientierte sich in 

zwei Fällen und die von Gebäuden in vier Fällen nicht an den Anschaffungs- oder 

Herstellungskosten, obwohl diese mit angemessenem Aufwand ermittelbar waren. 
Die Nutzungsdauern bei Gebäuden variierten zwischen 30 und 80 Jahren. 

 Straßen: Neun Gemeinden bewerteten nicht zu Anschaffungs- oder Herstellungs-

kosten, obwohl diese mit angemessenem Aufwand ermittelbar waren. Die Nut-

zungsdauern schwankten zwischen 15 und 40 Jahren. Eine Plausibilitätsprüfung 
bestätigte, dass bei zwei Gemeinden die im Ingenieurverfahren ermittelten Wer t-

ansätze überhöht waren. 

 Beteiligungen sowie Beteiligungen an Sparkassenzweckverbänden: Mit dem antei-

ligen Eigenkapital bewerteten zwei von sechs Gemeinden ihre Beteiligungen an 

Kapitalgesellschaften und 13 von 18 Gemeinden ihre Beteiligung an Eigenbetrie-
ben oder Zweckverbänden. Sechs von neun Gemeinden setzten ihre Beteiligungen 

an einem Sparkassenzweckverband mit dem anteiligen Eigenkapital an. Dies steht 

nicht im Einklang mit dem Anschaffungswert-Prinzip. 
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1.3 Einhundertfünfundzwanzigste Vergleichende Pr¿fung ĂHaushaltsstruktur 
2008: Mittlere Städteñ bei 25 Städten und Gemeinden 

 

Die Feststellungen von allgemeiner Bedeutung finden sich in Textziffer 8 ab Seite 80. 

 

Leitsätze: 

Im Jahr 2007 wiesen von den 25 in die Prüfung einbezogenen Städte 11 einen stabi-
len Haushalt auf. In der zusammengefassten Bewertung der Haushaltsstabilität im 

Prüfungszeitraum hatten vier Städte einen stabilen oder insgesamt stabilen Haushalt. 
Für acht Städte wurde keine zusammenfassende Bewertung der Haushaltsstabilität 

abgegeben, da sie bereits auf die Doppik umgestellt hatten. 

Der Einsatz von Derivaten im Finanzmanagement hat unter Beachtung des allgemei-
nen Spekulationsverbots zu erfolgen. Derivative Finanzinstrumente sollten nur als 

Sicherungsgeschäft eingesetzt werden. Fehlt der Zusammenhang zu einem streng 
gegenläufigen Grundgeschäft, ist der Einsatz des Finanzinstruments spekulativ. 

Der Prozess der Umstellung auf die Doppik war für die Städte deutlich langwieriger 

und aufwändiger als erwartet. Keine Stadt konnte eine geprüfte Eröffnungsbilanz 
fristgerecht vorlegen. Eine vorläufige Eröffnungsbilanz hatten drei Städte aufgestellt. 

Keine Stadt hat die Fristen zur Aufstellung der Eröffnungsbilanz und des Jahresab-
schlusses eingehalten. 

Neben der erstmaligen Ermittlung und Bewertung der Vermögen und Schulden berei-
ten den Städten die Sachverhalte Probleme, die bisher in der Kameralistik nicht zu 

berücksichtigen waren und jetzt neu in der Doppik zu beachten sind. Dies zeigte sich 

besonders im korrekten Ausweis und der Ermittlung  

 des Sachanlagevermögens, 

 der geleisteten Anzahlungen und Anlagen im Bau,  

 der Forderungen, 

 der Sonderposten, 

 der Rückstellungen, 

 der Verbindlichkeiten und  

 der Rechnungsabgrenzungsposten. 

Die Städte nutzten die von der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) und der Gemein-

dehaushaltsverordnung (GemHVO-Doppik) eingeräumten Bewertungswahlrechte: Die 
Spannbreiten der zur Ermittlung der Abschreibungen relevanten Nutzungsdauern la-

gen bei Gebäuden zwischen 25 und 80 Jahren und bei Straßen zwischen 10 und 60 

Jahren.  

In den Gebührenhaushalten Wasserversorgung, Abwasserentsorgung und Friedhofs-

wesen verzichteten die Städte auf Einnahmepotenziale in Höhe von 16,1 Millionen ú. 
Bei der Gebührenkalkulation verselbständigter Gebührenbereiche orientierten sich die 

Städte an den Rechnungsergebnissen und nicht an dem Kostendeckungsprinzip nach 
dem Kommunalabgabengesetz (KAG).  

Bei der Einführung von Softwareprodukten zur doppischen Rechnungslegung wurde 

der Wirksamkeit des internen Kontrollsystems (IKS) nicht genügend Aufmerksamkeit 
geschenkt. Die Funktionstrennung im Anordnungs- und Kassenwesen wurde in zwölf 

Fällen nicht umgesetzt. Hier besteht ein Risiko aus unzureichendem Schutz des kom-
munalen Vermögens.  
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1.4 Einhundertsiebenundzwanzigste Pr¿fung ĂHaushaltsstruktur 2008 Pla-
nungsverband Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Mainñ  

 

Die Feststellungen von allgemeiner Bedeutung finden sich in Textziffer 9 ab Seite 102. 

 

Leitsätze: 

Das Gesetz über den Planungsverband Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main (Planungs-
verbandsgesetz ï PlanvG) ist bis zum 31. Dezember 2011 befristet. In der Befristung 

sieht der Planungsverband lediglich eine Selbstverpflichtung des Landesgesetzgebers, 
rechtzeitig über Änderungs- und Verbesserungsbedarfe zum Planungsverbandsgesetz 

zu befinden.  

Der Planungsverband traf keine Vorkehrungen für seine Auflösung und Abwicklung. In 
der Rechnungslegung des Planungsverbands blieb die gesetzliche Befristung des Pla-

nungsverbandsgesetzes unberücksichtigt.  

Der Planungsverband rechnete ï nach der Umstellung seiner Haushaltswirtschaft auf 

die Doppik im Jahr 2006 ï die nicht zahlungswirksamen Aufwendungen nicht in die 

Verbandsumlage ein. Dadurch konnten die Jahresergebnisse nicht ausgeglichen wer-
den. Den nicht zahlungswirksamen Aufwendungen für Abschreibungen und Pensions-

verpflichtungen in Höhe von 5,2 Millionen ú in den Jahren 2006 und 2007 stehen nicht 
zahlungswirksame Erträge aus der Auflösung des Sonderpostens in Höhe von 1,0 Mil-

lionen ú gegenüber. Diese Vorgehensweise widerspricht den für den Planungsverband 
geltenden gesetzlichen Bestimmungen.  
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1.5 Einhundertachtundzwanzigste Vergleichende Pr¿fung ĂKurparksñ bei 
12 Städten und Gemeinden 

 

Die Feststellungen von allgemeiner Bedeutung finden sich in Textziffer 10 ab 
Seite 118. 

 

Leitsätze: 

Die hessischen Kurparks haben für die Kurorte identitätsstiftende Bedeutung. Sie sind 

vielfach gesetzlich geschützte Kulturdenkmäler sowie wichtige Freizeit- und Naturräu-
me. 

Die Erhaltung der Kurparks ist teuer. Sie verbraucht rund ein Viertel der Einnahmen 

aus Kurtaxe und Bªderpfennig in Hºhe von 16 Millionen ú.  

Alle Kurparks sind als Landschaftsgärten angelegt. Dieser natürliche Gartenstil kann 

mit wirtschaftlich vertretbarem Aufwand erhalten werden.  

Gleichwohl ist die langfristige Erhaltung der Kurparks wegen fehlender langfristiger 

Konzepte zur Parkpflege gefährdet. Lediglich für drei Kurparks gab es Parkpflegewer-

ke, für zwei weitere wurden solche erarbeitet.  

Die Qualität der gärtnerischen Pflege entsprach bis auf Bad Hersfeld, Bad Homburg 

v.d. Höhe und Nidda-Bad Salzhausen nicht der Bedeutung der Kurparks.  

Es besteht kein linearer Zusammenhang zwischen der Qualität der gärtnerischen Pfle-

ge und der Höhe des Personalaufwands. Wenn wie in Nidda-Bad Salzhausen die Ge-
staltung des Kurparks gut gewählt wird, kann mit geringerem Personaleinsatz eine 

gute gärtnerische Qualität erreicht werden.  

 

 





Prüfungsergebnisse und Leitsätze 

Neunzehnter Zusammenfassender Bericht 11 

1.6 Einhundertdreißigste Vergleichende Pr¿fung ĂGeb¿hren und Beitrªge: 
Erfolgsmodelleñ bei 20 Städten und Gemeinden 

 

Die Feststellungen von allgemeiner Bedeutung finden sich in Textziffer 11 ab 
Seite 146. 

 

Leitsätze: 

Eine Gebühr oder ein Beitrag ist ein Erfolgsmodell, wenn sie die Forderungen der Kos-

ten- und Aufwandsdeckung, Akzeptanz und Wirtschaftlichkeit erfüllen. Eine Gebühr 
oder ein Beitrag stellt ein Erfolgsmodell dar, wenn es bei 

 möglichst auskömmlichen Einnahmen (Kosten- und Aufwandsdeckung), 

 geringer Forderungslaufzeit und hoher Ausfallsicherheit (Akzeptanz) und 

 Effizienz der Erhebung und Beitreibung (Wirtschaftlichkeit)  

die Finanzierung der öffentlichen Einrichtungen zulässt. 

Die Städte und Gemeinden hätten in den Jahren 2003 bis 2007 mit kostendeckenden 
Abfall-, Abwasser-, Wasser- und Friedhofsgebühren sowie aufwandsdeckenden Er-

schließungs- und Erneuerungsbeiträgen ihr Ergebnis um 24,2 Millionen ú verbessern 
können. 

Eine kurze Forderungslaufzeit bei den regelmäßig erhobenen Abfall-, Abwasser- und 
Wassergebühren hängt primär von der Zahl der Einzugsermächtigungen ab.  

Die Wirtschaftlichkeit der Erhebung und Beitreibung wird von der Komplexität der 

Bemessungsgrundlage bestimmt. Je einfacher die Bemessungsgrundlage umso niedri-
ger sind die Verwaltungskosten. Demgegenüber steht das Ziel einer verursachungsge-

rechten Zurechnung der Gebühren, was höhere Verwaltungskosten bedingt. 
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1.7 Einhunderteinunddreißigste Vergleichende Pr¿fung ĂBetªtigung bei Ver-
kehrsgesellschaftenñ bei 6 Landkreisen 

 

Die Feststellungen von allgemeiner Bedeutung finden sich in Textziffer 12 ab 
Seite 166. 

 

Leitsätze: 

In den sechs Landkreisen wurden für den öffentlichen Personennahverkehr 37 Millio-

nen ú im Jahr 2006 aufgewendet, davon 11 Millionen ú f¿r den Rhein-Main-
Verkehrsverbund (RMV) und 26 Millionen ú f¿r den lokalen Personennahverkehr. 

Den Aufwendungen standen Erträge in Höhe von 24 Millionen ú aus dem lokalen Per-

sonennahverkehr gegenüber. Das negative Gesamtergebnis in Höhe von 13 Millio-
nen ú führte zu Belastungen je Einwohner in Höhe von rund 11 ú im Jahr.  

Die Finanzierung des ÖPNV ist wegen der Zusammenarbeit zwischen Land, Landkrei-
sen und den Gemeinden komplex. Der zunehmende Kostendruck zwingt die Landkrei-

se ungeachtet der geringen Gestaltungsmöglichkeiten, die Erträge im öffentlichen 

Personennahverkehr zu verbessern und die Aufwendungen zu senken. 

Die späte Abwicklung des Einnahmeaufteilungsverfahrens zwischen dem RMV und den 

lokalen Nahverkehrsorganisationen führte dazu, dass bei ihnen erst zum Ende des 
Folgejahres Klarheit über ihr Jahresergebnis bestand. 

Alle sechs Landkreise richteten lokale Nahverkehrsorganisationen ein. Sie erfüllten ihre 
Aufgaben trotz Unterschieden in Organisation und in der Rechtsform rechtmäßig und 

sachgerecht. Die organisatorischen Unterschiede führen zu keinen betriebswirtschaftli-

chen Vor- oder Nachteilen.  

Die Landkreise setzten die seit 2005 bestehende Forderung des Gesetzes über den 

öffentlichen Personennahverkehr in Hessen (ÖPNVG) für eine Trennung von Besteller 
und Ersteller der Verkehrsleistungen um.  

Um die Attraktivität des ÖPNV zu steigern, entwickelte der RMV ein Qualitätsmanage-

mentsystem für die Verkehre in seiner Zuständigkeit und legte Qualitätsstandards fest. 
Die notwendigen Qualitätskontrollen verursachten zusätzliche Aufwendungen. 

Die Fahrgeldeinnahmen verbesserten sich mit der Ausschreibung von Linienbündeln.  
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2.  Grunddaten der hessischen kommunalen Körperschaften  

Alle kreisfreien Städte, kreisangehörigen Städte und Gemeinden sowie die Landkreise 
und die wichtigsten kommunalen Verbände sind überörtlich zu prüfen. § 4 Absatz 1 

des Gesetzes zur Regelung der Überörtlichen Prüfung kommunaler Körperschaften in 
Hessen (ÜPKKG)1 bezeichnet sie als Prüfungsgegenstände. 

Im Jahr 2008 lebten 23 Prozent der 6.069.386 Hessen in den fünf kreisfreien Städten 

und 77 Prozent in den kreisangehörigen Städten und Gemeinden. Die Struktur der zu 
prüfenden kommunalen Körperschaften war auf Basis der Gliederung von § 4 Absatz 1 

ÜPKKG folgende2:  

5 kreisfreie Städte (§ 4 Absatz 1 Nr. 1 ÜPKKG) 

 aufgeschlüsselt nach Einwohnern gemäß § 38 HGO: 

 3  Städte von 100.001 bis 250.000 

 1 Stadt von 250.001 bis 500.000 

 1 Stadt von 500.001 bis 1.000.000 

421 kreisangehörige Städte und Gemeinden (§ 4 Absatz 1 Nr. 2 ÜPKKG) 

 aufgeschlüsselt nach Einwohnern gemäß § 38 HGO3:  

 39 Städte und Gemeinden bis 3.000 

 75 Städte und Gemeinden von 3.001 bis 5.000 

 144 Städte und Gemeinden von 5.001 bis 10.000 

 131 Städte und Gemeinden von 10.001 bis 25.000 

 25 Städte und Gemeinden von 25.001 bis 50.000 

 7 Städte und Gemeinden von 50.001 bis 100.000 

21 Landkreise (§ 4 Absatz 1 Nr. 3 ÜPKKG) 

 aufgeschlüsselt nach Einwohnern gemäß § 25 HKO4: 

 1 Landkreis unter 100.000 

 3 Landkreise von 100.001 bis 150.000 

 4 Landkreise von 150.001 bis 200.000 

 11 Landkreise von 200.001 bis 300.000 

 1 Landkreis von 300.001 bis 400.000 

 1 Landkreis über 400.000 

Landeswohlfahrtsverband Hessen (§ 4 Absatz 1 Nr. 4 ÜPKKG) 

                                                
1  Gesetz zur Regelung der überörtlichen Prüfung kommunaler Körperschaften in Hessen (ÜPKKG) vom 

22. Dezember 1993, GVBl. I S. 708, zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14. Dezember 
2006, GVBl. I Seite 666 ff.  

2 Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt (Hrsg.), Jahresergebnis der Vierteljährlichen Kassenstatistik; 
Schuldenstandstatistik; eigene Statistiken 

3  Hessische Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung vom 1. April 2005, GVBl. I Seite 142 ff.; zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes zur Änderung des Hessischen Gesetzes über den Brandschutz, 
die Allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz und zur Änderung der Hessischen Gemeindeordnung 
vom 15. November 2007, GVBl. I Seite 757 

4  Hessische Landkreisordnung (HKO) in der Fassung vom 1. April 2005 zuletzt geändert durch Artikel 12 
des Gesetzes vom 21. Juli 2006, GVBl. I Seite 394 
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Planungsverband Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main5 (§ 4 Absatz 1 Nr. 5 ÜPKKG) 

Zweckverband Raum Kassel (§ 4 Absatz 1 Nr. 6 ÜPKKG) 

Pflichtverbände nach § 6 des Gesetzes zur Stärkung der kommunalen Zusammen-

arbeit im Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main (§ 4 Absatz 1 Nr. 7 ÜPKKG)6 

1 kommunales Gebietsrechenzentrum (§ 4 Absatz 1 Nr. 8 ÜPKKG) 

375 Zweckverbände, Wasser- und Bodenverbände (§ 4 Absatz 1 Nr. 9 ÜPKKG) 

3 Versorgungskassen für Beamte (§ 4 Absatz 1 Nr. 10 ÜPKKG) 

4 Zusatzversorgungskassen für Angestellte (§ 4 Absatz 1 Nr. 11 ÜPKKG) 

Anstalten des öffentlichen Rechts, die durch oder mit Beteiligung kommunaler Körper-
schaften errichtet worden sind, mit Ausnahme der Sparkassen7 (§ 4 Absatz 1 Nr. 12 

ÜPKKG) 

 

                                                
5 Artikel 9 des Gesetzes zur Stärkung der kommunalen Zusammenarbeit und Planung in der Region 

Rhein-Main vom 19. Dezember 2008, GVBl. I S. 542 

6 Pflichtverbände nach § 6 des Gesetzes zur Stärkung der kommunalen Zusammenarbeit im Ballungsraum 
Frankfurt/Rhein-Main wurden bis zur Drucklegung dieses Berichts nicht gebildet. 

7 Anstalten des öffentlichen Rechts, die durch oder mit Beteiligung kommunaler Körperschaften errichtet 
worden sind, mit Ausnahme der Sparkassen, wurden bis zu Drucklegung des Berichts nicht ermittelt.  
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3.  Lage der hessischen Kommunalfinanzen im Jahr 200 8 

3.1 Finanzstatistik und Umstellung der Haushaltswirtschaft 

Die Lage der kommunalen Finanzen des Jahres 2008 wird in einer Gesamtbetrachtung 

für die kreisfreien Städte, die kreisangehörigen Städte und Gemeinden, die Landkreise 

und den Landeswohlfahrtsverband in Hessen auf Grundlage der Daten des Hessischen 
Statistischen Landesamts dargestellt8. Hierfür werden Daten der Finanz- und der 

Schuldenstatistiken verwendet, die auf Meldungen der Kommunen zurückgehen. Vor 
dem Hintergrund der derzeitigen Umstellung der kommunalen Haushaltswirtschaft 

sind Schwierigkeiten bei der Erfüllung der statistischen Meldepflichten entstanden. 
Daher sind diesem Kapitel zunächst einige grundlegende Anmerkungen vorangestellt. 

Die hessischen Kommunen haben spätestens zum 1. Januar 2009 ihre Haushaltswirt-

schaft auf die Anforderung der Verwaltungsbuchführung (§§  94 ff. HGO) oder wahl-
weise auf die Anforderung der doppelten Buchführung (§§ 114a ff. HGO) umzustellen. 

Die Kommunen in Hessen nutzten ihr Wahlrecht mehrheitlich9 zugunsten der doppel-
ten Buchführung; so stellten 72 Kommunen im Jahr 2008 auf die Doppik um. Weitere 

326 Kommunen stellen im Jahr 2009 auf die doppelte Buchführung um.  

Erste Erfahrungen der Überörtlichen Prüfung zeigen, dass die Kommunen großen Her-
ausforderungen gegenüberstehen. Keine geprüfte Kommune konnte eine Eröffnungs-

bilanz fristgerecht aufstellen. Die Kommunen gewinnen erst dann Klarheit und Sicher-
heit hinsichtlich der künftigen Haushaltsjahre, wenn sie ihre Jahresabschlüsse zeitnah 

erstellen. Nur hierdurch können sie Weichenstellungen vornehmen. 

Mit der Umstellung auf die doppelte Buchführung sind Probleme bei den finanzstatisti-
schen Meldungen aufgetreten. In der Finanzstatistik sind Zeitreihen in Folge dieser 

Umstellung abgebrochen, so dass Vorjahresvergleiche für einige Bereiche nicht aussa-
gekräftig sind. Einzelne Kommunen meldeten Daten im Bereich der Investitionsausga-

ben (Auszahlungen für Baumaßnahmen) gar nicht. Das Statistische Landesamt weist 
daher darauf hin, dass in der Finanzstatistik infolge der Umstellung auf die doppelte 

Buchführung mit einer Beeinträchtigung der Datenqualität gerechnet werden muss.  

Bei der Einführung der Haushaltswirtschaft mit doppelter Buchführung sind die Kom-
munen über das bisherige Maß gefordert, die finanzstatistischen Meldungen in der 

dafür geltenden Systematik abzugeben (§ 4 Absatz 2 Satz 3 GemHVO-Doppik).  

Nach erfolgreicher Einführung der neuen Haushaltswirtschaft wird zu erwägen sein, 

einige zusätzliche Angaben des transparenteren Haushaltswesens landesweit oder 

bundesweit statistisch zu erfassen. Inwieweit die amtliche Statistik fortentwickelt wird, 
ist derzeit nicht abzusehen. 

3.2 Einnahmen und Ausgaben der hessischen Kommunen 

Einnahmen und Ausgaben sind nach den Kategorien der Finanzstatistik und unter-

schieden für Verwaltungs- und Vermögenshaushalte geordnet (dieses Kapitel). Zur 

Lage der kommunalen Finanzen gehören die Schulden einschließlich der Schulden 
außerhalb der kommunalen Kernhaushalte: Deren Analyse schließt sich an (Kapitel 

3.3). 

Die Einnahmen der Verwaltungshaushalte10 stiegen von 18.784 Millionen ú im Jahr 

2007 um 202 Millionen ú oder 1,1 Prozent auf 18.986 Millionen ú (Ansicht 1). Dabei 
nahmen insbesondere die Gemeindeanteile an der Einkommensteuer (um 

11,5 Prozent oder 281 Millionen ú) und die Gewerbesteuer (netto, um 2,2 Prozent 

oder 75 Millionen ú) zu (Ansicht 1). Ein leichter Rückgang zeigte sich bei den allge-

                                                
8 Hessisches Statistisches Landesamt (Hrsg.), Jahresergebnis der Vierteljährlichen Kassenstatistik; Schul-

denstandstatistik; Schulden der öffentlichen Fonds, Einrichtungen und Unternehmen mit Sonderrech-
nung; verschiedene Jahre  

9  Die Umstellung auf die Verwaltungsbuchführung wählten zwei Kommunen. 

10  ohne Gewerbesteuerumlage 

Umstellung der 
kommunalen 
Haushaltswirtschaft 

Finanzstatistische 
Meldungen 

Verwaltungs-
haushalte 

Einnahmen der 
Verwaltungs-
haushalte 
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meinen Zuweisungen des Landes von 2.235 Millionen ú um 15 Millionen ú auf 2.220 

Millionen ú. 

Ausgewählte Einnahmen der kommunalen Verwaltungshaushalte 

 2007 2008 Veränderung 

Einnahmen der Verwaltungshaushalte 
(ohne Gewerbesteuerumlage) 

18.784 Mio. ú 18.986 Mio. ú 202 Mio. ú 1,1% 

Steuereinnahmen (netto) davon:  7.068 Mio. ú 7.410 Mio. ú 342 Mio. ú 4,8% 

Grundsteuer A und B 740 Mio. ú 730 Mio. ú -10 Mio. ú -1,4% 

Gewerbesteuer (netto)  3.480 Mio. ú 3.555 Mio. ú 75 Mio. ú 2,2% 

Gemeindeanteil an der 
Einkommensteuer 

2.448 Mio. ú 2.729 Mio. ú 281 Mio. ú 11,5% 

Gemeindeanteil an der 
Umsatzsteuer 

330 Mio. ú 337 Mio. ú 7 Mio. ú 2,1% 

Allgemeine Zuweisungen des Landes 2.235 Mio. ú 2.220 Mio. ú -15 Mio. ú -0,7% 

Allgemeine Umlagen von Gemeinden 2.941 Mio. ú 3.160 Mio. ú 219 Mio. ú 7,4% 

Verwaltungs- und Benutzungs-
gebühren, zweckgebundene Abgaben 

1.421 Mio. ú 1.377 Mio. ú -44 Mio. ú -3,1% 

Verkäufe, Mieten, Pachten, sonstige 
Verwaltungs- und Betriebseinnahmen 

537 Mio. ú 501 Mio. ú -36 Mio. ú -6,7% 

Zuweisungen und Zuschüsse für 
laufende Zwecke 

942 Mio. ú 689 Mio. ú -253 Mio. ú -26,9% 

Aufgabenbezogene 
Leistungsbeteiligungen nach SGB II  

1.049 Mio. ú 912 Mio. ú -137 Mio. ú -13,1% 

Zinsen, Gewinnanteile, 
Konzessionsabgaben 

517 Mio. ú 572 Mio. ú 55 Mio. ú 10,6% 

Quelle: Eigene Berechnungen nach Hessisches Statistisches Landesamt (Hrsg.), Jahresergebnis der 
Vierteljährlichen Kassenstatistik, verschiedene Jahre; rundungsbedingte Abweichungen 

Ansicht 1: Ausgewählte Einnahmen der kommunalen Verwaltungshaushalte 

In den Einnahmen ist die gegenseitige Finanzierung der verschiedenen Teile der 
kommunalen Familie erkennbar (Zahlungen auf gleicher Ebene): Die allgemeinen Um-

lagen der Städte und Gemeinden an ihre 21 Landkreise und den Landeswohlfahrts-
verband erhöhten sich von 2.941 Millionen ú im Jahr 2007 um 7,4 Prozent oder 

219 Millionen ú auf 3.160 Millionen ú. 
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Ansicht 2: Einnahmen der kommunalen Verwaltungshaushalte 1999 bis 2008 

Die Ausgaben der Verwaltungshaushalte (Ansicht 3) stiegen von 17.924 Millionen ú im 

Jahr 2007 um 362 Millionen ú oder 2,0 Prozent auf 18.286 Millionen ú. Dabei erhºhten 

sich insbesondere die Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwecke (um 
202 Millionen ú oder 14,6 Prozent), der sächliche Verwaltungs- und Betriebsaufwand 

(um 44 Millionen ú oder 3,0 Prozent), die Personalausgaben (um 36 Millionen ú oder 
1,0 Prozent) und die Zinsausgaben (um 18 Millionen ú oder 3,1 Prozent).  

Darüber hinaus stiegen die allgemeinen Umlagezahlungen der Städte und Gemeinden 

an ihre Landkreise und den Landeswohlfahrtsverband (um 168 Millionen ú oder 
5,6 Prozent).  

Ausgewählte Ausgaben der kommunalen Verwaltungshaushalte 

 2007 2008 Veränderung 

Ausgaben der Verwaltungshaushalte 
(ohne Gewerbesteuerumlage)  

17.924 Mio. ú 18.286 Mio. ú 362 Mio. ú 2,0% 

Personalausgaben  3.467 Mio. ú 3.503 Mio. ú 36 Mio. ú 1,0% 

Sächlicher Verwaltungs- und 
Betriebsaufwand 

1.471 Mio. ú 1.515 Mio. ú 44 Mio. ú 3,0% 

Aufgabenbezogene 
Leistungsbeteiligungen nach SGB II 
an Arbeitsgemeinschaften 

786 Mio. ú 760 Mio. ú -26 Mio. ú -3,3% 

Zuweisungen und Zuschüsse für 
laufende Zwecke 

1.386 Mio. ú 1.588 Mio. ú 202 Mio. ú 14,6% 

Sozialhilfe, Jugendhilfe, übrige 
Sozialausgaben  

2.305 Mio. ú 2.414 Mio. ú 109 Mio. ú 4,7% 

Sonstige soziale Leistungen, auch 
nach SGB II für Unterkunft, Heizung, 
Eingliederung, Arbeitslosengeld II, 
einmalige Leistungen  

1.202 Mio. ú 1.077 Mio. ú -125 Mio. ú -10,4% 

Zinsausgaben  577 Mio. ú 595 Mio. ú 18 Mio. ú 3,1% 

1.000 Mio. ú

1.500 Mio. ú

2.000 Mio. ú

2.500 Mio. ú

3.000 Mio. ú

3.500 Mio. ú

4.000 Mio. ú

1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008

Ausgewählte Einnahmen der kommunalen Verwaltungshaushalte

1999 bis 2008

Gewerbesteuer (netto)

Gemeindeanteil an der Einkommensteuer

Allgemeine Zuweisungen des Landes

Quelle: eigene Berechnungen, 

Hessisches Statistisches Landesamt (Hrsg.), 
Kassenstatistik, verschiedene Jahre

Ausgaben der 
Verwaltungs-
haushalte 
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Ausgewählte Ausgaben der kommunalen Verwaltungshaushalte 

 2007 2008 Veränderung 

Allgemeine Umlagen an 
Gemeindeverbände  

3.016 Mio. ú 3.184 Mio. ú 168 Mio. ú 5,6% 

Zuführung zum Vermögenshaushalt  425 Mio. ú 517 Mio. ú 92 Mio. ú 21,6% 

Deckung von Sollfehlbeträgen  1.072 Mio. ú 921 Mio. ú -151 Mio. ú -14,1% 

Quelle: Eigene Berechnungen nach Hessisches Statistisches Landesamt (Hrsg.), Jahresergebnis der 
Vierteljährlichen Kassenstatistik, verschiedene Jahre 

Ansicht 3: Ausgewählte Ausgaben der kommunalen Verwaltungshaushalte 

Die Sozialausgaben betrugen mit 4.251 Millionen ú 23,2 Prozent der gesamten Ausga-

ben der kommunalen Verwaltungshaushalte (2007: 4.293 Millionen ú und 24,0 Pro-
zent der Ausgaben der Verwaltungshaushalte). Während die Ausgaben für Sozialhilfe, 

Jugendhilfe und übrige Sozialausgaben um 109 Millionen ú auf 2.414 Millionen stiegen 

(Ansicht 4), nahmen die Ausgaben für SGB II um rund 151 Millionen ú ab. Dabei san-
ken sowohl die Ausgaben für sonstige soziale Leistungen einschließlich Leistungen 

nach SGB II für Unterkunft und Heizung, zur Eingliederung von Arbeitssuchenden, 
Arbeitslosengeld II und einmalige Leistungen (um 125 Millionen ú oder 10,4 Prozent) 

als auch die Ausgaben für die aufgabenbezogenen Leistungsbeteiligungen nach SGB II 
an Arbeitsgemeinschaften (um 26 Millionen ú oder 3,3 Prozent). 

 
Ansicht 4:  Sozialausgaben 2005 bis 2008 

Im Jahr 2008 stiegen die Ausgaben für Zinsen im vierten Jahr in Folge (Ansicht 5) auf 
595 Millionen ú. Damit erreichten die Zinsbelastungen im Jahr 2008 im Vergleich der 

letzten zehn Jahre einen Höchstwert. In Anbetracht der aktuellen Finanzmarkt- und 
Wirtschaftskrise sind durch zusätzlichen Kreditbedarf künftig weiter steigende Haus-

haltsbelastungen zu erwarten. 

Für Zinsen und Tilgungen waren 1.464 Millionen ú (239 Millionen ú oder 14,0 Prozent 
weniger als im Jahr 2007) aufzuwenden. Dabei verminderten sich im Vermögenshaus-

halt die Ausgaben f¿r Tilgungen auf 869 Millionen ú (257 Millionen ú oder 
22,8 Prozent weniger als im Jahr 2007, vergleiche Ansicht 8). Insgesamt entsprach 
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* darunter Grundsicherung, Unterkunft, Heizung, Eingliederung, 
einmalige Leistungen für Arbeitssuchende (SGB II), ALG II für 
Optionsgemeinden, usw.
** Leistungen an Kriegsopfer und Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz
Quelle: eigene Berechnungen, Hessisches Statistisches Landesamt 
(Hrsg.), Kassenstatistik, verschiedene Jahre
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der Schuldendienst 7,7 Prozent der Einnahmen der Verwaltungshaushalte (9,1 Prozent 

im Jahr 2007). Die höheren Einnahmen der Verwaltungshaushalte wurden im Jahr 
2008 nicht genutzt, die Schulden stärker zurückzuführen.  

 
Ansicht 5:  Zinsausgaben 1999 bis 2008 

Die Kommunen profitierten von einer insgesamt günstigen Einnahmenentwicklung seit 

dem Jahr 2004 (Ansicht 6). Die Auswirkungen der Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise 
waren im Jahr 2008 noch nicht deutlich in den kommunalen Haushalten spürbar. Die 

Einnahmen lagen um 700 Millionen ú über den Ausgaben der Verwaltungshaushalte 
(160 Millionen ú oder 18,6 Prozent weniger als im Jahr 2007). Allerdings war im Jahr 

2008 das Ausgabenwachstum höher als der Einnahmenanstieg, so dass das gute Er-

gebnis des Vorjahres nicht erreicht wurde. In den Jahren 2001 bis 2005 betrug die 
Finanzierungslücke noch jeweils über 1.000 Millionen ú, wªhrend sie im Jahr 2006 auf 

367 Millionen ú gesenkt werden konnte. 

 
Ansicht 6:  Einnahmen und Ausgaben der Verwaltungshaushalte 1999 bis 2008 
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Bei den Einnahmen der Vermögenshaushalte (Ansicht 7) fällt auf, dass sie im Jahr 

2008 um 365 Millionen ú oder 13,3 Prozent auf 2.389 Millionen ú sanken (2007: 
2.754 Millionen ú). Dabei konnten die Kommunen auf leicht erhºhte Investitionszu-

weisungen zurückgreifen (2008: 520 Millionen ú, 2007: 513 Millionen ú). Im Vergleich 
zum Jahr 2007 nahmen die Kommunen zur Finanzierung der investiven Ausgaben 

weniger Kredite (um 390 Millionen ú oder 33,2 Prozent) und weniger die Rücklagen in 

Anspruch (-62 Millionen ú oder -36,7 Prozent). Die Verkaufserlöse gingen im Jahr 
2008 um weitere 42 Millionen ú oder 14,4 Prozent auf 250 Millionen zurück. 

Ausgewählte Einnahmen der kommunalen Vermögenshaushalte 

 2007 2008 Veränderung 

Einnahmen der Vermögenshaushalte  2.754 Mio. ú 2.389 Mio. ú -365 Mio. ú -13,3% 

Zuführungen von 
Verwaltungshaushalten  

425 Mio. ú 516 Mio. ú 91 Mio. ú 21,4% 

Entnahmen aus Rücklagen   169 Mio. ú 107 Mio. ú -62 Mio. ú -36,7% 

Einnahmen aus Krediten und inneren 
Darlehen  

1.175 Mio. ú 785 Mio. ú -390 Mio. ú -33,2% 

Einnahmen aus Verkaufserlösen  292 Mio. ú 250 Mio. ú -42 Mio. ú -14,4% 

Investitionszuweisungen  513 Mio. ú 520 Mio. ú 7 Mio. ú 1,4% 

Quelle: Eigene Berechnungen nach Hessisches Statistisches Landesamt (Hrsg.), Jahresergebnis der Vier-
teljährlichen Kassenstatistik, verschiedene Jahre 

Ansicht 7:  Ausgewählte Einnahmen der kommunalen Vermögenshaushalte 

Die Kommunen entnahmen im Jahr 2008 den Rücklagen 107 Millionen ú (Ansicht 7) 
und führten ihnen 221 Millionen ú (Ansicht 8) zu. Somit waren die Rücklagen wie in 

den Vorjahren um 114 Millionen ú verbessert worden (2007 um 35 Millionen ú, 2006 
um 55 Millionen ú und 2005 um 176 Millionen ú).  

Ausgewählte Ausgaben der kommunalen Vermögenshaushalte 

 2006 2007 Veränderung 

Ausgaben der Vermögenshaushalte 3.433 Mio. ú 3.153 Mio. ú -280 Mio. ú -8,2% 

Zuführungen an 
Verwaltungshaushalte  

69 Mio. ú 33 Mio. ú -36 Mio. ú -52,2% 

Zuführungen an Rücklagen  205 Mio. ú 221 Mio. ú 16 Mio. ú 7,8% 

Erwerb von Vermögen  424 Mio. ú 457 Mio. ú 33 Mio. ú 7,8% 

Baumaßnahmen  1.327 Mio. ú 1.238 Mio. ú -89 Mio. ú -6,7% 

Tilgung von Krediten, Rückzahlung 
von inneren Darlehen  

1.126 Mio. ú 869 Mio. ú -257 Mio. ú -22,8% 

Zuweisungen und Zuschüsse für 
Investitionen  

200 Mio. ú 205 Mio. ú 5 Mio. ú 2,5% 

Quelle: Eigene Berechnungen nach Hessisches Statistisches Landesamt (Hrsg.), Jahresergebnis der Vier-
teljährlichen Kassenstatistik, verschiedene Jahre 

Ansicht 8:  Ausgewählte Ausgaben der kommunalen Vermögenshaushalte 

Vermögens- 
haushalte  

Rücklagen auch 2008 

höher 
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Bei den Ausgaben der Vermögenshaushalte (Ansicht 8) fallen die um 257 Millionen ú 

(22,8 Prozent) niedrigeren Tilgungen auf. Daneben erreichten die Ausgaben für kom-
munale Baumaßnahmen 1.238 Millionen ú und sind damit um 89 Millionen ú 

(6,7 Prozent) gegenüber dem Vorjahr gesunken. Sie verteilten sich überwiegend auf 
die Aufgaben Schulen, Straßen, Abwasser, allgemeine Verwaltung und die Sammelpo-

sition Übrige Aufgabenbereiche11.  

3.3 Schulden der hessischen Kommunen 

Inwieweit die Einnahmen der hessischen Kommunen im Jahr 2008 zur Senkung des 

Schuldenstands genutzt wurden, um die Belastungen aus Zinsen und Tilgungen zu-
gunsten anderer kommunaler Aufgaben senken zu können, lässt sich erst mit Blick auf 

sämtliche kommunale Schulden12 beantworten.  

Aus den Kernhaushalten ergeben sich der Stand der Schulden ohne Kassenkredite und 
die Kassenkredite zum Jahresende. Insgesamt erreichten die Schulden der Kernhaus-

halte 12.064 Millionen ú zum Ende des Jahres 2008 (Ansicht 9), was durchschnittlich 
1.988 ú je Einwohner entspricht (2.013 ú je Einwohner im Jahr 2007). 

Schulden der kommunalen Kernhaushalte  
zum 31. Dezember 

 2007 2008 Veränderung 

Schulden ohne Kassenkredite  9.095 Mio. ú 8.860 Mio. ú -235 Mio. ú -2,6% 

Kassenkredite  3.127 Mio. ú 3.204 Mio. ú 76 Mio. ú 2,4% 

Schulden der Kernhaushalte 12.222 Mio. ú 12.064 Mio. ú -159 Mio. ú -1,3% 

Einwohner 6.070.425 6.069.386 -1.039 0,0% 

Schulden je Einwohner 2.013 ú 1.988 ú -26 ú -1,3% 

Quelle: Eigene Berechnungen nach Hessisches Statistisches Landesamt (Hrsg.), Schuldenstandstatistik, 
verschiedene Jahre 

Ansicht 9:  Schulden der kommunalen Kernhaushalte zum 31. Dezember 

Bedingt durch die insgesamt noch günstige Lage der hessischen kommunalen Finan-

zen im Jahr 2008 konnten die Schulden der Kernhaushalte ohne Kassenkredite wie-

derholt gesenkt werden. Die Bedeutung der für die Überbrückung kurzfristiger Ka s-
senanspannungen vorgesehenen Kassenkredite als Finanzierungsinstrument kommu-

naler Aufgaben bleibt weiterhin hoch. Die gestiegenen Kassenkredite erreichten wie-
der das Niveau von 2006 und entsprachen 26,6 Prozent der Schulden der Kernhaus-

halte. (Ansicht 10). 

                                                
11  Dazu gehören beispielsweise Altenheime, Brandschutz, Friedhöfe, Kindertagesstätten, Schwimmbäder, 

Stadthallen. 

12  Hierunter sind die getrennt ausgewiesenen kommunalen Schulden (die Schuldenteile in den Kernhaus-
halten sowie die Schulden der Eigenbetriebe, der Eigengesellschaften, der Zweckverbände und der pr i-
vatrechtlichen Unternehmen, bei denen die Kommunen eine Mehrheitsbeteiligung haben) zu fassen.  

Ausgaben für 
Baumaßnahmen 
wieder höher 

Schulden der 
Kernhaushalte 
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Ansicht 10:  Schulden der Kernhaushalte einschließlich Kassenkredite 1999 bis 2008 

Neben den Schulden der Kernhaushalte (12.064 Millionen ú) bestanden zum Jahres-

ende 2008 Schulden der kommunalen Eigenbetriebe13 und der Zweckverbände14 
(Ansicht 11). Zum Ende des Jahres 2008 betrugen die Schulden der kommunalen 

Eigenbetriebe 23,4 Prozent der Schulden der Kernhaushalte15 (2007: 21,3 Prozent).  

Kommunale Schulden einschließlich Eigenbetriebe und Zweckverbände  
zum 31. Dezember 

 2007 2008 Veränderung 

Schulden der Kernhaushalte1 12.222 Mio. ú 12.064 Mio. ú -158 Mio. ú -1,3% 

Schulden der Eigenbetriebe  2.608 Mio. ú 2.822 Mio. ú 214 Mio. ú 8,2% 

Zwischensumme 14.831 Mio. ú 14.886 Mio. ú 55 Mio. ú 0,4% 

Schulden der Zweckverbände  1.161 Mio. ú 1.141 Mio. ú -20 Mio. ú -1,7% 

Kommunale Schulden  15.992 Mio. ú 16.027 Mio. ú 35 Mio. ú 0,2% 

Kommunale Schulden je Einwohner 2.634 ú 2.641 ú 6 ú  0,2% 

1) vergleiche Ansicht 9 
Quelle: Eigene Berechnungen nach Hessisches Statistisches Landesamt (Hrsg.), Schuldenstandstatistik, 
verschiedene Jahre 

Ansicht 11:  Kommunale Schulden einschließlich Eigenbetriebe und Zweckverbände zum 
31. Dezember 

                                                
13  ohne Schulden beim Träger; einschließlich der nach Eigenbetriebsrecht geführten Krankenhäuser mit 

kaufmännischem Rechnungswesen 

14 Schulden der Zweckverbände mit kaufmännischem Rechnungswesen ohne Kassenkredite und ohne 
Schulden beim Träger beliefen sich zum Jahresende 2008 auf 634 Millionen ú und die Schulden der 
kameralen Zweckverbªnde auf 507 Millionen ú. 

15  einschließlich Kassenkredite 

0 Mio. ú

2.000 Mio. ú

4.000 Mio. ú

6.000 Mio. ú

8.000 Mio. ú

10.000 Mio. ú

12.000 Mio. ú

14.000 Mio. ú

1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008

Schulden der Kernhaushalte einschließlich Kassenkredite 
1999 bis 2008

Schulden der Kernhaushalte einschließlich Kassenkredite

Schuldenstand der Kernhaushalte ohne Kassenkredite

Kassenkredite der Kernhaushalte

Quelle: eigene Berechnungen; Hessisches Statistisches Landesamt 

(Hrsg.),  Schuldenstandstatistik, verschiedene Jahre

Schulden der 
Eigenbetriebe und 
der Zweckverbände 
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Ansicht 12 verdeutlicht, dass zwar die Schulden der Kernhaushalte im Jahr 2008 zu-

rückgingen, jedoch die kommunalen Schulden einschließlich Eigenbetriebe und 
Zweckverbände gering gestiegen sind.  

 
Ansicht 12:  Kommunale Schulden einschließlich Eigenbetriebe und Zweckverbände 1999 bis 
2008 

Um das Bild der kommunalen Schulden zu vervollständigen, sind die privatrechtlichen 
Unternehmen mit mehr als 50 Prozent öffentlicher Beteiligung16 zu betrachten17. De-

ren Schulden könnten anteilig auf kommunale Eigner und die weiteren Eigentümer 
entfallen (ggf. Land, Bund und Private). Diese Schulden sind mehrheitlich der öffentl i-

chen Hand (zu denen die Kommunen gehören) zuzuordnen. Sie betrugen zum Jahres-

ende 2008 rund 14.504 Millionen ú (2007: 12.714 Millionen ú, Ansicht 13) und lagen 
damit um ein F¿nftel hºher als die Schulden der Kernhaushalte (12.064 Millionen ú).  

Der auf die Kommunen entfallende Anteil an den Schulden privatrechtlicher Unter-
nehmen kann derzeit nur für die Unternehmen ermittelt werden, die sich im allein i-

gen18 Besitz der Kommunen befinden (Eigengesellschaften); diese wiesen zum Jah-
resende 2008 Schulden in Höhe von 1.924 Millionen ú (2007: 1.892 Millionen ú) aus 

und entf ielen mit 60 Prozent auf die kreisfreien Städte und Landkreise.  

                                                
16  ohne Schulden beim Träger 

17  vergleiche Dreizehnter Zusammenfassender Bericht 2004, Landtagsdrucksache 16/2590, Seite 19 f., 
Fünfzehnter Zusammenfassender Bericht 2005, Landtagsdrucksache 16/4190, Seite 23 und Siebzehnter 
Zusammenfassender Bericht, Landtagsdrucksache 16/7537, Seite 34 f. 

18  Der weitaus größere Anteil der Schulden privatrechtlicher Unternehmen (rund 87 Prozent) entfällt auf 
die anderen Unternehmen mit mehr als 50 Prozent öffentlicher Beteiligung. Eine Aufteilung dieser 
Schulden auf die Kommunen ist so lange nicht möglich, wie die kommunalen Körperschaften keine Kon-
zernbilanzen aufstellen. 

8.000 Mio. ú

10.000 Mio. ú

12.000 Mio. ú

14.000 Mio. ú

16.000 Mio. ú

18.000 Mio. ú

1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008

Kernhaushalte (einschließlich Kassenkredite), Eigenbetriebe und Zweckverbände

Kernhaushalte (einschließlich Kassenkredite) und Eigenbetriebe

Kernhaushalte (einschließlich Kassenkredite)

Quelle: eigene Berechnungen; Hessisches Statistisches Landesamt (Hrsg.),  
Schuldenstandstatistik, Schulden der öffentlichen Fonds, Einrichtungen und 
Unternehmen mit Sonderrechnung, verschiedene Jahre

Kommunale Schulden einschließlich Eigenbetriebe und Zweckverbände 
1999 bis 2008

Kommunale 
Gesamtschulden 
unvollständig 
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Ansicht 13:  Kommunale Schulden und Schulden der kommunalen Beteiligungen 2005 bis 2008 

Nach diesen Erläuterungen zu den Teilen der kommunalen Schulden werden ï wie 
auch in den Vorjahren ï in einem Überblick die Schulden der kreisfreien Städte, der 

Landkreise und der kreisangehörigen Gemeinden betrachtet. Nachfolgend wird die 

Verteilung der Schulden der Kernhaushalte und Eigenbetriebe (2008: 14.886 Milli-
onen ú oder 2.453 ú je Einwohner) auf die einzelnen Kommunen dargestellt:  

 Die niedrigsten Schulden der fünf kreisfreien Städte hatte wiederholt WIESBADEN 

mit 2.064 ú je Einwohner (2007: 2.157 ú je Einwohner). FRANKFURT AM MAIN hatte 
Schulden in Höhe von 2.176 ú je Einwohner (2007: 2.476 ú je Einwohner), KASSEL 

3.046 ú je Einwohner (2007: 3.250 ú je Einwohner), OFFENBACH 4.319 ú je Ein-

wohner (2007: 4.652  ú je Einwohner) und DARMSTADT 4.546 ú je Einwohner 
(2007: 4.546 ú je Einwohner). Die Schulden je Einwohner DARMSTADTS sind unver-

ändert zum Vorjahr. Die Schulden der anderen drei Großstädte sanken. Am 
stärksten reduzierte OFFENBACH seine Schulden (um 333 ú je Einwohner oder 7,2 

Prozent). WIESBADEN hatte zum Stichtag keine Kassenkredite in Anspruch genom-
men. Alle Großstädte hatten sowohl Eigenbetriebe als auch Eigengesellschaften 

mit Schulden. Bei Hinzunahme der Schulden der Eigengesellschaften hatten die 

8.860 Mio. ú

12.064 Mio. ú

14.886 Mio. ú

16.027 Mio. ú

17.951 Mio. ú

14.504 Mio. ú

6.000 Mio. ú 10.000 Mio. ú 14.000 Mio. ú 18.000 Mio. ú

Schulden Kernhaushalte 
(ohne Kassenkredite)

Schulden Kernhaushalte 
(einschließlich Kassenkredite)

Schulden Kernhaushalte 
und Eigenbetriebe*

Schulden Kernhaushalte, 
Eigenbetriebe* und 

Zweckverbände

Schulden Kernhaushalte, 
Eigenbetriebe*, 

Eigengesellschaften* und 
Zweckverbände

Schulden privatrechtl. 
Unternehmen mit mehr als 

50% Beteiligung**

2005 2006 2007 2008

* ohne Schulden beim Träger
** ohne Schulden beim Träger. Diese Schulden sind mehrheitlich der 
öffentlichen Hand (zu denen die Kommunen gehören) zuzuordnen. 
Derzeit kann der auf die Kommunen entfallende Anteil nicht ermittelt werden.
Quelle: eigene Berechnungen; HessischesStatistisches Landesamt, div. Statistiken

Schulden und kommunale Schulden der Beteiligungen 
2005 bis 2008 
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GroÇstªdte im Mittel mit 3.881 ú je Einwohner um 651 ú oder 20,1 Prozent höhe-

re Schulden als im Kernhaushalt und den Eigenbetrieben (3.230 ú je Einwohner). 

 Der Landkreis FULDA hatte mit 1 16 ú je Einwohner (2007: 111 ú je Einwohner) er-

neut die niedrigsten Schulden und der RHEINGAU-TAUNUS-KREIS mit 1.886 ú je Ein-

wohner (2007: 1.706 ú je Einwohner) die hºchsten Schulden der Landkreise. Im 
Mittel erhöhten die Landkreise ihre Schulden je Einwohner um 28 ú je Einwohner 

auf 1.005 ú je Einwohner19. Der Zuwachs der Schulden je Einwohner war im 

RHEINGAU-TAUNUS-KREIS (um 180 ú auf 1.886 ú je Einwohner) und im Landkreis 

LIMBURG-WEILBURG (um 170 ú auf 924 ú je Einwohner) am größten.  Sechs20 Land-

kreise reduzierten ihre Schulden. Am stärksten fielen die Schulden im 
WETTERAUKREIS (um 196 ú je Einwohner oder 17,2 Prozent auf 946 ú je Einwoh-

ner). Der Landkreis FULDA, der HOCHTAUNUSKREIS und der MAIN-TAUNUS-KREIS hatten 
zum Stichtag keine Kassenkredite in Anspruch genommen. Der Landkreis FULDA, 

Landkreis GIEßEN, der LAHN-DILL-KREIS, der MAIN-KINZIG-KREIS, der VOGELSBERGKREIS 

und der WETTERAUKREIS hatten keine Eigenbetriebsschulden. 

 Vier kreisangehörige Gemeinden hatten weder Schulden im Kernhaushalt noch 

Eigenbetriebsschulden: BREUBERG, JOSSGRUND, LUDWIGSAU und WABERN (bereits 

2007 jeweils ohne Schulden). Schulden von unter 50 ú je Einwohner hatte GRÜN-

DAU (19 ú je Einwohner). ESCHBORN hatte im Kernhaushalt keine Schulden, jedoch 

in Eigenbetrieben (138 ú je Einwohner). Geringe Schulden je Einwohner im Kern-

haushalt wies auch HEUSENSTAMM auf (3 ú je Einwohner), wªhrend sich die Schul-
den je Einwohner einschließlich der Eigenbetriebsschulden auf 787 ú je Einwohner 

(2007: 674 ú je Einwohner) kumulierten. Die Schulden von vier Gemeinden lagen 
¿ber 50 ú und unter 100 ú je Einwohner: KÜNZELL von 77 ú je Einwohner (2007: 

86 ú je Einwohner), MESSEL von 93 ú je Einwohner (2007: 101 ú je Einwohner) 
und ALSBACH-HÄHNLEIN von 97 ú je Einwohner (2007: 71 ú je Einwohner). Dreizehn 

weitere Gemeinden hatten Schulden zwischen 100 und 200 ú je Einwohner21. Im 

Mittel erhöhten die kreisangehörigen Gemeinden ihre Schulden je Einwohner um 
83 ú je Einwohner auf 1.290 ú je Einwohner. 

Wie auch in den beiden Vorjahren waren zum Jahresende 2008 die fünf am 
höchsten verschuldeten Kommunen unter den kreisangehörigen Gemeinden zu 

finden: WALDKAPPEL von 5.344 ú je Einwohner (2007: 5.009 ú je Einwohner), 

WILLINGEN (UPLAND) von 5.357 ú je Einwohner (2007: 4.894 ú je Einwohner), 
SPANGENBERG von 5.709 ú je Einwohner (2007: 5.284 ú je Einwohner), BAD 

SOODEN-ALLENDORF von 5.899 ú je Einwohner (2007: 5.874 ú je Einwohner), BAD 

KARLSHAFEN von 7.704 ú je Einwohner (2007: 7.183 ú je Einwohner). Den stärks-

ten Anstieg an Schulden je Einwohner, und dies allein im Kernhaushalt ohne Kas-

senkredite, wies NEUENTAL mit 2.409 ú auf 4.125 ú je Einwohner auf (2007: 
1.717 ú je Einwohner).  

Die am höchsten verschuldete Sonderstatusstadt war RÜSSELSHEIM mit Schulden im 
Kernhaushalt in Höhe von 4.331 ú je Einwohner (2007: 3.800 ú je Einwohner). 

Der Anteil der Kassenkredite an den Schulden betrug 57,4 Prozent. RÜSSELSHEIM 
hatte keine Eigenbetriebsschulden.  

275 kreisangehörige Gemeinden hatten zum Jahresende 2008 keine Kassenkredite 

in Anspruch genommen.  

 

                                                
19  Bei Einrechnung der Schulden der Eigengesellschaften erhöhten die Landkreise ihre Schulden je Ein-

wohner im Mittel um 25 ú auf 1.054 ú je Einwohner (2007: 1.029 ú je Einwohner).  

20  Landkreis DARMSTADT-DIEBURG, Landkreis HERSFELD-ROTENBURG, MAIN-KINZIG-KREIS, MAIN-TAUNUS-KREIS, 
Landkreis WALDECK-FRANKENBERG, WETTERAUKREIS  

21  KÖRLE, RODENBACH, ESCHBORN, CÖLBE, FLÖRSBACHTAL, BAD HOMBURG V.D. HÖHE, LINSENGERICHT, WEHRHEIM, 
GLASHÜTTEN, BROMBACHTAL, EICHENZELL, PHILIPPSTHAL (WERRA), WETTER (HESSEN)  

... in den 
Landkreisen 

... in den 
kreisangehörigen 
Gemeinden 
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4.  Prüfprogramm  

Im Berichtszeitraum waren 20 Projekte zu bearbeiten, von denen 7 beendet wurden. 

Geprüft wurden 288 Einzelprojekte. 

4.1 Laufende Prüfungen 

132. Vergleichende Pr¿fung ĂHaushaltsstruktur 2009: GroÇstªdteñ bei fünf hessischen 
Großstädten (Darmstadt , Frankfurt am Main, Kassel, Offenbach am Main, Wiesbaden) 

133. Vergleichende Pr¿fung ĂHaushaltsstruktur 2009: Stªdte und Gemeindenñ bei 
25 Städten und Gemeinden (Bad Schwalbach, Bad Soden-Salmünster, Braunfels, 

Büttelborn, Calden, Dautphetal, Eichenzell, Elz, Eppstein, Erbach, Fritzlar, Fuldatal, 
Gründau, Hüttenberg, Laubach, Linden, Lorsch, Michelstadt, Mücke, Mühltal, Nau-

heim, Oestrich-Winkel, Roßdorf, Schlitz, Steinbach (Taunus), Wächtersbach) 

134. Vergleichende Pr¿fung ĂHaushaltsstruktur 2009: Landkreiseñ bei acht Landkrei-
sen (Landkreis Gießen, Landkreis Groß-Gerau, Landkreis Limburg-Weilburg, Main-

Taunus-Kreis, Main-Kinzig-Kreis, Odenwaldkreis, Schwalm-Eder-Kreis, Landkreis Wal-
deck-Frankenberg) 

135. Vergleichende Pr¿fung ĂHaushaltsstruktur 2009: Kleine Gemeindenñ bei 30 Ge-

meinden (Abtsteinach, Allendorf (Lumda),  Angelburg, Antrifttal , Bischoffen, Fischbach-
tal, Flörsbachtal, Friedewald, Fronhausen, Gemünden (Felda), Herbstein, Hirzenhain, 

Jesberg, Kefenrod, Körle, Lautertal (Vogelsberg), Münchhausen, Niederdorfelden, 
Nüsttal, Oberaula, Romrod, Ronneburg, Ronshausen, Rothenberg, Schwalmtal, 

Siegbach, Steffenberg, Waldkappel, Wildeck, Wohratal) 

136. Vergleichende Pr¿fung ĂDemografischer Wandelñ bei 29 Städten und Gemeinden 
(Bromskirchen, Bruchköbel, Cölbe, Edermünde, Elbtal, Feldatal, Frielendorf, Greifen-

stein, Hadamar, Hochheim am Main, Jossgrund, Kirchhain, Kronberg im Taunus, 
Künzell, Lautertal (Odenwald) , Mainhausen, Nieste, Ottrau, Philippstal (Werra), 

Pohlheim, Rasdorf, Reinheim, Rosenthal, Schlüchtern, Schwarzenborn, Seeheim-
Jugenheim, Sensbachtal, Wahlsburg, Weißenborn) 

137. Vergleichende Pr¿fung ĂJugendªmterñ bei sieben Sonderstatusstädten (Bad 

Homburg v.d. Höhe, Fulda, Gießen, Hanau, Marburg, Rüsselsheim, Wetzlar) 

138. Vergleichende Pr¿fung ĂRechnungspr¿fungsªmter IIñ bei neun Landkreisen 

(Landkreis Bergstraße, Landkreis Darmstadt-Dieburg, Landkreis Fulda, Landkreis Hers-
feld-Rotenburg, Landkreis Offenbach, Rheingau-Taunus-Kreis, Vogelsbergkreis, 

Wetteraukreis, Werra-Meißner-Kreis) 

139. Vergleichende Pr¿fung ĂNaturparkeñ bei sieben Zweckverbänden und drei Land-
kreisen (Zweckverband Naturpark Diemelsee, Zweckverband Naturpark Habichtswald, 

Zweckverband Naturpark Hessischer Spessart, Zweckverband Naturpark Hochtaunus, 
Zweckverband Naturpark Hoher Vogelsberg, Zweckverband Naturpark Meißner-

Kaufunger Wald, Zweckverband Naturpark Rhein-Taunus, Landkreis Fulda als Träger 
des Naturparks Hessische Rhön, Landkreis Bergstraße als Mitglied im Verein Geo-

Naturpark Bergstraße-Odenwald e.V., Odenwaldkreis als Mitglied im Verein Geo-

Naturpark Bergstraße-Odenwald e.V.) 

140. Vergleichende Pr¿fung ĂGewªsserunterhaltung IIñ bei 21 Verbänden (Gewässer-

verband Bergstraße, Gewässerverband Salzbödetal, Hessischer Wasserverband Die-
mel, Unterhaltungsverband Obere Lahn, Verband für Abwasserbeseitigung und Hoch-

wasserschutz Baunatal-Schauenburg, Wasserverband Bürstadt, Wasserverband Ger-

sprenzgebiet, Wasserverband Haune, Wasserverband Untere Horloff, Wasserverband 
Kinzig, Wasserverband Lahn-Ohm, Wasserverband Losse, Wasserverband Lumdatal, 

Wasserverband Modaugebiet, Wasserverband Mümling, Wasserverband Nidder-
Seemenbach, Wasserverband Oberes Lahngebiet, Wasserverband Rodgau-Bieber, 

Wasserverband Sauerbach, Wasserverband Schwalm, Wasserverband Wohra) 
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141. Vergleichende Pr¿fung ĂOrdnungsbehºrdenñ bei 16 Städten und Gemeinden 

(Alsfeld, Bad Arolsen, Frankenberg (Eder), Gelnhausen, Ginsheim-Gustavsburg, Gries-
heim, Groß-Gerau, Karben, Neu-Anspach, Nidderau, Riedstadt, Rotenburg a.d. Fulda, 

Schwalmstadt, Seligenstadt, Usingen, Vellmar) 

142. Vergleichende Pr¿fung ĂHaushaltsstruktur 2009: Mittlere Stªdteñ bei 23 Städten 

und Gemeinden (Babenhausen, Bad Hersfeld, Bad Nauheim, Bad Wildungen, Bebra, 

Büdingen, Bürstadt, Dreieich, Eltville, Eschwege, Groß-Umstadt, Hattersheim, Her-
born, Hofgeismar, Homberg (Efze), Korbach, Limburg, Niedernhausen, Obertshausen, 

Rödermark, Stadtallendorf, Witzenhausen) 

147. Vergleichende Pr¿fung ĂBetªtigung von Stªdtenñ bei 12 Stªdten und Gemeinden 

(Bad Vilbel, Bensheim, Dietzenbach, Hofheim am Taunus, Lampertheim, Langen, 
Maintal, Mörfelden-Walldorf, Neu-Isenburg, Rodgau, Viernheim) 

149. Vergleichende Pr¿fung ĂFinanzmanagementñ bei 7 Versorgungs- oder Zusatzver-

sorgungskassen (Beamtenversorgungskasse Kurhessen-Waldeck in Kassel, Kommu-
nalbeamten-Versorgungskasse Nassau, Versorgungskasse für die Beamten der Ge-

meinden und Gemeindeverbände in Darmstadt, Zusatzversorgungskasse der Stadt 
Frankfurt am Main, Zusatzversorgungskasse für die Gemeinden und Gemeindeverbän-

de in Darmstadt, Zusatzversorgungskasse für die Gemeinden und Gemeindeverbände 

in Kassel, Zusatzversorgungskasse für die Gemeinden und Gemeindeverbände in 
Wiesbaden) 

4.2 Beendete Prüfungen 

119. Vergleichende Pr¿fung ĂAbfallzweckverbªndeñ bei 15 Zweckverbªnden (Abfall-

verband Rheingau, Abfallwirtschafts-Zweckverband Landkreis Hersfeld-Rotenburg 

(AZV), Deponiezweckverband Schwalm-Eder-Kreis und Landkreis Marburg-Biedenkopf, 
Müllabfuhrzweckverband Biedenkopf, Müllabfuhrzweckverband Großkrotzenburg-

Hainburg, Müllabfuhr-Zweckverband Odenwald, Müllabhol-Zweckverband Rotenburg, 
Zweckverband Abfall- und Wertstoffeinsammlung für den Landkreis Darmstadt-

Dieburg, Zweckverband Abfallsammlung für den Landkreis Fulda, Zweckverband Ab-
fallverwertung Südhessen, Zweckverband Abfallwirtschaft Kreis Bergstraße (ZAKB), 

Zweckverband Abfallwirtschaft Schwalm-Eder-Kreis, Zweckverband Abfallwirtschaft 

Vogelsbergkreis (ZAV), Zweckverband Abfallwirtschaft Werra-Meißner-Kreis, Zweck-
verband Riedwerke Kreis Groß-Gerau) 

124. Vergleichende Pr¿fung ĂHaushaltsstruktur 2008: Kleine Stªdteñ bei 25 Stªdten 
und Gemeinden (Alsbach-Hähnlein, Battenberg (Eder), Birkenau, Breidenbach, Dietz-

hölztal, Einhausen, Erzhausen, Eschenburg, Fernwald, Gernsheim, Großkrotzenburg, 

Heringen (Werra), Höchst i. Odw., Homberg (Ohm), Hünfelden, Kriftel , Lollar, Naum-
burg, Ober-Mörlen, Otzberg, Reiskirchen, Rimbach, Schmitten im Taunus, Sulzbach 

(Taunus), Zierenberg) 

125. Vergleichende Pr¿fung ĂHaushaltsstruktur 2008: Mittlere Stªdteñ bei 25 Stªdten 

(Aßlar, Biedenkopf, Bischofsheim, Borken (Hessen), Buseck, Dieburg, Flörsheim am 

Main, Gladenbach, Groß-Zimmern, Grünberg, Hessisch Lichtenau, Heusenstamm, 
Hünfeld, Kaufungen, Kelsterbach, Lauterbach (Hessen), Lich, Lohfelden, Melsungen, 

Petersberg, Raunheim, Schwalbach am Taunus, Solms, Weilburg, Wolfhagen) 

127. Pr¿fung ĂHaushaltsstruktur 2008: Planungsverband Ballungsraum Frank-

furt/Rhein-Mainñ 

128. Vergleichende Pr¿fung ĂKurparksñ bei zwºlf Stªdten (Bad Hersfeld, Bad Homburg 

v.d. Höhe, Bad Nauheim, Bad Orb, Bad Salzschlirf, Bad Schwalbach, Bad Soden am 

Taunus, Bad Sooden-Allendorf, Bad Zwesten, Königstein im Taunus, Nidda mit Bad 
Salzhausen, Wiesbaden) 

130. Vergleichende Pr¿fung ĂGeb¿hren und Beitrªge: Erfolgsmodelleñ bei 20 Stªdten 
und Gemeinden (Altenstadt, Erlensee, Eschborn, Geisenheim, Haiger, Hungen, Lang-

göns, Langenselbold, Münster, Neuhof, Niestetal, Rodenbach, Schauenburg, Schön-
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eck, Schotten, Steinau an der Straße, Trebur, Wald-Michelbach, Weiterstadt, 

Wettenberg)  

131. Vergleichende Pr¿fung ĂBetªtigung bei Verkehrsgesellschaftenñ bei sechs Land-

kreisen (Landkreis Fulda, Landkreis Gießen, Landkreis Groß-Gerau, Lahn-Dill-Kreis, 
Main-Kinzig-Kreis, Landkreis Marburg-Biedenkopf) 

Mit den geprüften kommunalen Körperschaften, deren Prüfungen beendet wurden, 

fanden 87 Eingangs-, 61 Erörterungs-, 101 Interims- und 17 Schlussbesprechungen 
statt. Diese 266 Besprechungen dauerten insgesamt rund 394 Stunden (Ansicht 14). 

Beendete Prüfungen: Besprechungen 

 Körper 
schaften 

Bespre- 
chungen 

Dauer 

119. Vergleichende Pr¿fung ĂAbfallzweckverbªndeñ 15 31 38:40 

124. Vergleichende Pr¿fung ĂHaushaltsstruktur 2008: 
Kleine Stªdteñ 

25 75 125:45 

125. Vergleichende Pr¿fung ĂHaushaltsstruktur 2008: 
Mittlere Stªdteñ 

25 57 92:07 

127. Pr¿fung ĂHaushaltsstruktur 2008: Planungsverband 
Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Mainñ 

1 3 5:40 

128. Vergleichende Pr¿fung ĂKurparksñ 12 27 30:38 

130. Vergleichende Pr¿fung ĂGeb¿hren und Beitrªge: 
Erfolgsmodelleñ 

20 49 51:25 

131. Vergleichende Pr¿fung ĂBetªtigung bei 
Verkehrsgesellschaftenñ 

6 24 49:42 

Summe 104 266 393:57 

Ansicht 14:  Beendete Prüfungen: Besprechungen 

Die zuständige Fachabteilung des Hessischen Ministeriums des Innern und für Sport 

hatte Gelegenheit, sich vor Drucklegung innerhalb einer Frist von vier Wochen zu dem 
Zusammenfassenden Bericht zu äußern. Die Überörtliche Prüfung hat ihre Position zur 

Auffassung des Ministeriums in die Berichterstattung aufgenommen.  
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5.  Geprüfte Risiken  und  Ergebnisverbesserungen  

Für die in diesem Bericht vorgestellten Projekte wurden geprüfte Risiken und Ergeb-
nisverbesserungen festgestellt. Bei den geprüften Risiken handelt es sich um monetä-

re Größen, die einen Hinweis auf die Bedeutung der kommunalen Aufgaben geben, 
die den Prüfungshandlungen unterzogen wurden. Dabei wurden, den Prüfungen an-

gepasst, die Ausgaben der Verwaltungs- und /  oder Vermögenshaushalte, das haften-

de Kapital, das eingesetzte Eigenkapital, ausgereichte Bürgschaften oder die mit einer 
Aufgabe verbundenen Personal- und Sachkosten zugrunde gelegt. Somit informiert 

das geprüfte Risiko über die durch die kommunalen Aufgaben gebundenen öffentli-
chen Mittel. 

Das geprüfte Risiko der im Neunzehnten Zusammenfassenden Bericht veröffentlichten 

Prüfungen betrug 1,7 Milliarden ú. 

Beendete Prüfungen: Geprüfte Risiken und Ergebnisverbesserungen 

 Geprüfte  
Risiken 

Ergebnisver-
besserungen 

119. Vergleichende Pr¿fung ĂAbfallzweckverbªndeñ 171,7 Mio. ú 1,6 Mio. ú 

124. Vergleichende Prüfung ĂHaushaltsstruktur 2008: Kleine Stªdteñ 374,4 Mio. ú 20,9 Mio. ú 

125. Vergleichende Pr¿fung ĂHaushaltsstruktur 2008: Mittlere Stªdteñ 689,8 Mio. ú 36,9 Mio. ú 

127. Pr¿fung ĂHaushaltsstruktur 2008: Planungsverband Ballungsraum 
Frankfurt/Rhein-Mainñ 

70,2 Mio. ú 0,0 Mio. ú 

128. Vergleichende Pr¿fung ĂKurparksñ 3,8 Mio. ú 0,0 Mio. ú 

130. Vergleichende Pr¿fung ĂGeb¿hren und Beitrªge: Erfolgsmodelleñ 374,0 Mio. ú 24,2 Mio. ú 

131. Vergleichende Pr¿fung ĂBetªtigung bei Verkehrsgesellschaftenñ 6,9 Mio. ú 0,0 Mio. ú 

Summe 1.690,8 Mio. ú 83,6 Mio. ú 

Ansicht 15:  Beendete Prüfungen: Geprüfte Risiken und Ergebnisverbesserungen 

Die in den Prüfungen festgestellten Ergebnisverbesserungen betrugen knapp 
83,6 Millionen ú. Dieser Betrag kºnnte von den in die Pr¿fung einbezogenen kommu-

nalen Körperschaften erwirtschaftet werden. Die Bezugsgrößen zur Berechnung der 

Ergebnisverbesserungen waren zumeist einer anderen kommunalen Körperschaft der 
gleichen Prüfung entnommen. Damit wurden realistische Wertmaßstäbe zugrunde 

gelegt. 
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6.  Einhundertneunzehnte  Vergleichende Pr¿fung ĂAbfal l-
zweckverbände ñ 

6.1 Geprüfte Körperschaften 

Zweckverband Abfallwirtschaft Kreis BERGSTRAßE, Müllabfuhrzweckverband BIEDENKOPF, 

Zweckverband Abfall- und Wertstoffeinsammlung für den Landkreis DARMSTADT-
DIEBURG, Zweckverband Abfallsammlung für den Landkreis FULDA, Zweckverband 

Riedwerke Kreis GROß-GERAU, Müllabfuhrzweckverband GROßKROTZENBURG-HAINBURG, 
Abfallwirtschafts-Zweckverband Landkreis HERSFELD-ROTENBURG, Müllabfuhr-

Zweckverband ODENWALD, Abfallverband RHEINGAU, Müllabhol-Zweckverband ROTEN-

BURG, Zweckverband Abfallwirtschaft SCHWALM-EDER-KREIS, Deponiezweckverband 
SCHWALM-EDER-KREIS und Landkreis MARBURG-BIEDENKOPF, Zweckverband Abfallverwer-

tung SÜDHESSEN, Zweckverband Abfallwirtschaft VOGELSBERGKREIS, Zweckverband Ab-
fallwirtschaft WERRA-MEIßNER-KREIS  

 

Ansicht 16:  ĂAbfallzweckverbªndeñ - Entsorgungsgebiete 










































































































































































































































































